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1.

Der Regierungsrat stellt fes~ und zieht in Erwägung:

1.- Die Kehrichtbeseitigungs AG (Kebag)~ Emmenspitz~ Zuchwil9

wurde am 7.119. ilai l‘371 gegründet. Als ~iitglieder gehören

ihr heute l~5 berni sche und solothurni sche Akti onörsgemei nden

an. Die K.~bag bezweckt, den Kehricht und andere Abf~lle aus

dem Gebiet der ~4itgliedergemeiriden auf zweckiiässige, möglichst

wirtschaftliche und hygienische ~lei se zu beseiti gen und teil

weise (durch Erzeugung von Stro~~ und Dampf) zu verwerten. Sie

isc privatrechtlich organisiert., verfolgt jedoch regionale,

öffentliche Interessen.

Ihre Verbrennungsanlage befindet sich neben der AF~A

des Zweckverbandes der Ab~asserregion Solothucn-Em~e, im Ennien

spitz der Gemeinde Zuchwil. Die Baubewilliqung wurde ihr ge

stützt auf den Beschwerdeentscheid des Bau-Departementes vom

29. Pi~rz 1972 erteilt.
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2.- Die Anlage wurde seinerzeit mit 2 Verbrennungslinien
gebaut und bis dato in diesem Umfang betrieben. Ausgelegt sind
diese Verbrennungslinien fur je 10 t Kehrichtabbrand pro Stun
de. Die Rauchgase werden mit Elektrofiltern und zuskzlich
ab HIrz 1987 mit Hasswffschern gereinigt.

Der Kehrichtanfall ist von ca. G2‘OOO t ha Jahr 1977
auf 130‘OOO t iu Jahr 1986 angestiegen. Bei gleichbleibender
Bevölkerungszahl und bei einem jahrlich mittleren Zuwachs an
Kehricht von 3 % rechnet man im Jahr 1990 mit einer Kehricht-
menge von 146‘OOO t.

3.- Die beiden Verbrennungslinien stehen praktisch im un
unterbrochenen Betrieb und haben keine ReservekapazitUt mehr.
Sie können fur llingere Unterhalts- und Reparaturarbeiten, auch
fUr die dringend nötige Erneuerung, nicht ausser Betrieb ge
nommen werden. In Anbetracht dessen sowie im Hinblick auf die
stetige Kehrichtzunahme ist die Erstellung einer 3. Verbren
nungslinie unumgffnglich. Diese soll - wie schon ursprunglich
geplant - sødlich der bestehenden Anlage in einem Anbau errich
tet werden. Infrastruktur und Bunker sind bereits am Anfang
erstellt worden.

4.- a) Gemliss § 46 BauG ist fUr Bauten und Anlagen, die
höher als 20 m sind oder stark störende Auswirkungen (L$rm,
Rauch, Gestank usf.) oder ein grosses Verkehrsaufkomwen haben,
der Erlass eines Gestaltungsplanes erforderlich. GestUtzt auf
diese Bestimmung ist fUr den Ausbau der Kebag mit einer 3.
Ofenlinie ein Gestaltungsplan mit den zugehörigen Sonderbau
vorschriften (SBV) ausgearbeitet worden, und zwar als kantona
1er Nutzungsplan im Sinne von § 68 Abs. 1 lit. a 8auG.
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•b) Das auf den 1. Januar 1985 in Kraft getretene Umwelt
schutzgesetz (USa) schreibt fUr die Planung, Errichtung oder
Aenderung von Anlagen, welche die Umwelt erheblich belasten,
öine UraweltverträglichkeitsprUfung (UVP) vor. Eine solche UVP
hat die Kebag durch das BUro Dr. Graf AG, Gerlafingen, ausar
beiten lassen und den Bericht hierUber den kantonalen Umwelt
schutzfachstellen am 3. Februar 1987 zur Stellungnahme vorge
legt. Gestutzt auf die Ste11ungnah~ien der Umweltschutzfachstel
len stellte die Kantonale Uraweltschutzkommission (USK) am 14.
August 1987 Bericht und Antrag im Sinne von Art. 0 Abs. 5 USG
an die Entscheidbehörde.

c) Gestaltungsplan inkl. Sonderbauvorschriften und UVP,
Gesuch des Projektanten, Bericht und Antrag der USK wurden
am 6. Oktober 1987 den betroffenen Gemeinden Luterbach und
Zuchwil zur Anhörung nach § 69 lit. a BauG vorgelegt. Beide
Gemeinden liessen sich mit Eingaben vom 5. November und 20.
November 1987 vernehmen. Sie stellen diverse Punkte, insbeson
dere den Transport des Kehrichts per Bahn, die Erstellung eines
Bahnanschlusses und die Verkehrsimmissionen zur Diskussion.
Einen Antrag auf Nichtgenehmigung des Planes stellen sie nicht.

5.- Das Bau-Departement hat in der Zeit voia 27. November
bis 30. Dezember 1987 den Gestaltungsplan, die Sonderbauvor
schriften und UVP-Unterlagen öffentlich aufgelegt. Gegen diese
Auflage haben:

- die Einwohnergemeinde Zuchwil
- die Einwohnergemeinde Luterbach
~ die ATtL, Aare-Tessih Aktiei~~se1ischaft für

Elektrlzit8t, Olten
- Frau Hargrit Schwarz, Luterbachstr. 48, 4528 Zuchwil
- Jörg und PriskaSommev‘-Frei, Unterführungtstr. 24,
• 4708.Luterbach ‚.

Einsprache erhoben.



Beamte des 3au~-Departementes führten am 21 . Dezember

1987, am 15. Januar 1988 und am 24~ ~ürz 1988 mit Vertretern

der Kebag und mit den Einsprechern Einspracheverhandlungen

durch. Aufgrund dieser Verhandlungen können ~ieute die Einspra

chen als zurückgezogen angesehen werden (vgl . nä~1eres dazu

unter Ziffer III.).

II *

Nach Art. 9 USci kann eine Anlage der vorliegenden Art

nur bewi 111 gt werden, wenn sie umweltvertrüglich im Sinne der

Umweltschutzgesetzgebung ist. In ihrem Beurteilungsbericht

kommt die USK zum Ergebnis. dass der Errichtung der 3. Ofen-

linie zugestimmt und das Projekt als umweltverträgl ich ~rkl ärt

werden könne, sofern den Vorbehalten der Kommission die gebo

tene Beachtung geschenkt werde. Sie erbringt dem inhalt nach

auch den Nachweis, dass der Bedarf für einen Ausbau der Kebag

im geplanten Sinne vorhanden ist. Es sei nicht auszudenken,

schreibt sie, welche Folgen entstünden, wenn ein Ofen für län

gere Zeit ausfallen würde. Die 3. Ofenlinie sei ein dringendes (
Erfordernis (Art. 9 Abs. 4 USS).

Auf die Vorbehalte, die die Ko~ii ssi on macht • ist indes

nachfolgend etwas näher einzugehen:

1.- Wie die USK richtig feststellt, ist es gemäss Art. 31

USG Aufgabe des Kantons, die Entsorqung der Abfäl 1 e in ei nem

kantonalenEntsorgungskonzept festzuhalten. Ein solches 11 egt

zur Zeit noch nicht vor. Teilbereiche davon, wie die Deponle

Pl anung, sind in Dearbeitung. Die Aufgabe wird der Kanton zur
gegebenen Zeit zweifelsohne lösen müssen. Dabei sollte aber



auch in groben Zügen feststehen • welche Vorschri ften der Bund

gestützt auf die Regelungsvorbehalte nach Art. 32 USG .noch

erlassen wird. Vorschri ften aufgrund dieser Regel ungsvorbehalte

können ~inen massgeblichen Einfluss auf Planung und Reall sierunq

von Abfallaniagen, Deponien, Abfallmengen (Aussortierung, ~ie~

derverwertung) Bildung der Region usf. haben.

Es dürfte unbestritten sei r~, dass die Kebag im Rahmen

dieses Konzeptes einen nicht unbeachtl ichen Tei iauf~rag überneh~

men wird. dit Ausnahme des Schwarzbuben landes entsorgt sie

bereits jetzt alle ~emeinden des Kantons von Siedlungsabfällen.

Sie vernichtet zudem auch gewisse Spezial abfälle, für welche

die Anlage geeignet ist. Es wird allgemein zu prüfen sein,

wie die Aufgabenteilung konkret erfolgt. Es besteht die Möglich~

keit, dass der Kanton nach Auffassung der USK mit der Kebag

einen Leistungsauftrag vereinbart, dass der Kanton nach Art.

31 Abs. 2 USC und § 36 URG hoheitl ich Aufgaben an die Kebag

(als Gemei ndeverband) überträgt oder dass der Kanton sei ber

sogar Anlagen und Dienste nach § 37 WRG erstellt und betreibt.

2.- Im Rahmen der Konzeptplanung wird auch die Abgrenzung

der Kebag~Region eine Rolle spielen. Dabei wird zu beachten

sein, dass die Kebag auch viele bernische Gemeinden entsorgt

und im wei bern gegenüber 1 hrer~ ~iitgliedergemei nden ver~ragiich

zur Abnahi~e des Siedlung~abfalles verpflichtet ist, in den

Kantonen Bern und Solothurn sind zudem Studien über die Zusam

menarbei t zwischen der Kebag und andern Kehri chtregi onen im

Gange.

Die USK ist der Auffassung, dass. die bestehende Entsor

gungsregion der. Kebag grundsätzlich nicht mehr vergrösse~rt

werden sollte, da sich die Anlage mit der ARA zusammen in einem

dichten Bal lungsgebiet befinde. Die bestehende Region sei im
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Gestaltungsplan zu fixieren. Für die Prüfung dieser Frage ist
von Art. 31 Abs. 2 USC auszugehen. Darnach können die Kantone
die, Aufgabe der Beseitigung von Siedlungsabfällen Gemeinden
oder andern öffentlich-rechtlichen Körperschaften übertragen
oder private Unternehmungen mit derselben beauftragen. Sie
sorgen für die Zusamiaenarbeit der Gemeinden (Abs. 3). Die Voll
zugsvorschrift hiezu enthält § 36 WRG. ilach dieser Gesetzes-
stelle kann der Regierungsrat die Gemeinden zur Planung, Er
stellung, zum Betrieb und Unterhalt von gemeinsamen Anlagen
verhalten oder den Anschluss an bestehende Anlagen oder Dienste 0
vorschreiben. Diese Bestimmung beinhaltet - nach dem Grundsatze
in maiore minus - auch die Befugnis, bei der Bildung des Zu
sammenschlusses, m.a.H. bei der Abgrenzung der Kehrichtregion
mitzubestimmen oder gar darüber aus übergeordneten Interessen
zu verfügen. Der Kanton Solothurn ist grundsätzlich nicht in
teressiert, zum Entsorgungszentrum eines grossen Teils der
Schweiz zu werden.

Die Kebag macht glaubhaft geltend, dass der Bau der
3. Ofenlinie nicht dazu diene, auf diese Weise eine Reserve
für die Aufnahme weiterer Gemeinden zu schaffen. Die 3. Ofen-
linie ist, wie dies auch die USK feststellt, schon wegen der
allgemeinen Zunahme des Kehrichts erforderlich. ‚Der Kehricht-
anfall ist pro Einwohnervon 266 kg ita‘Jahre 1976 auf 317 kg
im Jahre 1986 gestiegen. Zudem werden nach glaubhafter Darstel
lung der Kebag nach Inbetr~ebnahne des neuen Ofens die beiden
alten Einheiten der Reihe nach einer.Revision unterzogen werden
müssen. Erst nachher wird eine freie Kapazität zur Verfügung
stehen, die aber, wie gesagt, schon wegen der allgemeinen Keh
richtzunahme erforderlich ist. Die Reservekapazität wird es
nicht erlauben, den Abfall weiterer Gemeinden bei der Kebag
anzunehmen. Sie wird für alle Eventualitäten betrieblicher
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Art freigehalten werden müssen. Schliesslich wird sie nötig
sein für die vorübergehende gegenseitige Aushilfe der Nachbar-
anlagen (Biel, Bern, Oftringen, Buchs/AG) bei Störungen und
Engpässen zwecks‘ Sicherstillung der Entiorgung. Zur Zeit kann
die Kebag diese Dienste nicht mehr anbieten, ist aber ander
seits zeitweilig auf die Aushilfe der andern Anlagen angewie
sen. In diesem Sinne ist auch das Postulat Wittwer am 28. April
1987 im Kantonsrat beantwortet worden (vgl. •Auszug aus dem
Protokoll des Kantonsrates vom 28. April 1987).

Aus all diesen Gründen folgt, dass die Entsorgung durch
die Kebag nach dem Einbau eines weitern Ofens grundsätzlich
auf das heute bestehende Einzugsgebiet beschränkt bleiben Muss.
Eine allfällige Redimensionierung der Region wird erst im Rah
men des kantonalen Enisorgungskonzeptes geprüft werden können.
Zur Sicherstellung der Entsorgung wird die vorübergehende,
gegenseitige Aushilfe bei Störungen und Entsorgungsengpässen
zwischen der Kebag und den Nachbaranlagen vorbehalten bleiben.

§ 1 der Sonderbauvorschriften ist tait dieser Auflage zu ergän
zen.

3.- Die USK weist darauf hin, dass dringlichst i4assnahraen
zu ergreifen sind, die Kehrichtrnenge einzudämmen. Der nittlere
Zuwachs beträgt ab 1980 jährlich ca. 3 %‚ und zwar trotz der
bereits vielerorts eingeführten Grünabfuhr.

Die Eindämmung des Kehrichtanfalls ist j~des eine Frage
von übärgeordneter Bedeutung und wird nicht allein auf kantona
1er Stufe gelöst werden können. Deshalb hat sicihLder Bund in
Art. 32 Abs. 4 USG die Kompetenz vorbehalten, be~spie~lsweise
Verpackungen von I4assengütern zu verbieten oder I‘t~ Verkäufer
bestimmter Produkte oder Verpackungen zur Rücknahme derselben
zu verpflichten oder vorzuschreiben, bestimmte Abfälle wieder



-8-

zu verwerten. HiefUr bedarf es Vorschriften allgemeinverbindli
cher Art und nicht nur kantonale Gebote und Verbote. Abfall
ist eine direkte Folge des Konsums. Zu seiner Eindämmung sind
Massnahmen und iiorraen nötig, die noch andere Rechtsgebiete
als nur den Umweltschutz betreffen.

4.- FUr die Verringerung der Kehrichtiaenge spielt auch die
Kowpostierung der Abfälle eine Rolle. Der Kehricht enthält
einen beachtlichen Anteil an kompostierbarem Material. Dieses
sollte bekanntlich zur natUrlichen Regeneration dem Boden wie
der zugefUhrt werden. Wie die USK richtig feststellt, wäre
es aber ein Trugschluss, anzunehmen, durch den Wegfall von
ca. 1/4 kompostierbarem Kehricht musste die 3. Ofenlinie nicht
erstellt werden, denn durch den gänzlichen Wegfall wurde der
Heizwert noch mehr steigen und so mUsste der Kehrichtdurchsatz
durch den Ofen - der vorn Heizwert abhängt - verringert werden.

Anderseits ist die USK der Meinung, dass das kompostier
fähige Material nach Inbetriebnahme der 3. Ofenlinie vermehrt
aussortiert werden sollte, und dass diese Aufgabe in erster
Linie privat, sodann durch die Gemeinde und in dritter Linie
durch die Region gelöst werden musse. Die Kebag sei in Lei
stungsauftrag dazu zu verhalten, das Problem federführend im
Einzugsgebiet zu lösen.

Wie der Regierungsrat schon in der Beantwortung des
Postulats Wittwer vou 13. November 1986 festgestellt hat, wäre
die Planung und der Betrieb einer Konpostanlage durch die Ke
bag, die ein Gebiet von 195 Gemeinden und ca. P000 km2 umfasst,
völlig unzweckmässig. Planung und Betrieb von Kompostieranlagen
müssen auf einer tiefern Ebene, z.B. im Rahmen der Rauiaplanungs
gruppen oder durch benachbarte Gemeinden durchgefUhrt werden.
FUr die Kompostierung müssen auch noch weitere Erfahrungen



gesammelt werden. Verschiedene öffentliche und private Bestre
bungen sind im Gange. tn diesem Sinne hat der Regierungsrat
ferner zum Postulat ZUrcher am 3. November 1987 Stellung genom
men und in seiner Beantwortung auf Unterlagen hingewiesen,
welche schon frUher die Gemeinden auf diese Fragen aufmerksam
gemacht haben. Er hat sich bereit erklart, in einer Studie
die I4öglichkeiten auf Stufe Gemeinde und Regionalplanung aufzu
zeigen. Die Studie wird im Sommer 1988 vorliegen. Ferner hat
er zugesichert, dass der Kanton zu einem Pilotprojekt (Erarbei
tung der Grundlagen, I4öglichkeiten, Erfahrungen) Hand biete
und bereit sei, bei der Startphase taitzuhelfen.

Die Kebag ist nach wie vor vertraglich verpflichtet,
den Kehricht der Mitgliedergemeinden abzunehmen, der durch
Verbrennung beseitigt werden kann. Sie verzichtet indessen
ausdrUcklich auf die Ablieferung von kompostierbarem Material,
wenn Gemeinden eine Kompostieranlage zu betreiben gedenken.
DarUber sind die Gemeinden mit Kreisschreiben des Amtes fUr
Wasserwirtschaft vom 15. April 1986 orientiert worden.

Regelungen Uber die Verwendung von kowpostierbaren Sied
lungs- ünd aewerbeabfallen mUssten - wie solche Uber die Ein
dUmmung der Kehrichtlawine - in generell abstrakten Normen
enthalten sein. FUr den Erlass solcher Bestimmungen •ist nach
Art. 32 Abs. 4 USG wiederum der Bund zustUndig. Has der Kebag
im Rahmen des kantonalen Entsorgungskonzeptes bzw. des Lei
stungsauftrages nach der USK an Aufgaben auf diesem Gebiet
Ubertragen werd~n kann, kann daher freilich Jetzt noch nicht
abgewogen werden.

Aus diesen AusfUhrunüen ergibt sich, dass wirkiame Mass
nahmen zur Eindlimmüng der Kehrichtmenge und Gebote zun; Wieder-
verwertung von kompostierbaren Abflillen zur Zeit nicht vorlie
gen. Diese können daher auch nicht zur Bedingung fUr die Geneh
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;nigung des Gestaltungsplanes gemacht werden. Im vorliegenden

Verfahren bleibt lediglich festzustellen, dass über die Abfall

verminderung. das Recycling und die Kompost‘ierung der Abf~ille

unter dem Vorbehalt der künftigen Vorschriften des Bundes -

erst im Rahmen des kantonalen Entsorgungskonzeptes gemäss § 1

der Sonderbauvorschriften befunden werden kann.

5.- Der Antransport des Kehrichts und der Abtransport der

Rests~offe (Schlacke) erfolgen mit Lastwagen. zum Teil als

Contai nertrans?ort vom Bahnhof Solothurn durch die Gemeinde

Zuchwil in den Emmenspitz. Die damit verbundenen Immissionen

haben schon des öftern zu Beanstandungen geführt. 3ereits in

der Beantwortung des Postul ates Ui ttwer vom 17. September 1986

ist dargelegt worden • dass die Kehrichtmengen so rasch wie

möglich auf dem Schienenwege zur Verbrennungsstation transpor

tiert werden sollten (Auszug aus dem Protokoll des Kantonsra

tes vom 28. April 1987).

Die USK hält in ihrem Beurteilungsbericht zur UVP fest9

dass über die heutige L~rmbelastung zeitqern~sse i~essresultate ~

fehlten. Diese seien in nachster Zeit noch durch die Fachstelle

zu ermitteln. Im Interesse des L~irmschutzes sei der Dahntrans~

port für Kehricht und Schiacke zügig voranzutreiben und

es sei der iahnanschluss im Gestaltungsplan zu fixieren.

Die Kebag und der Kanton sind sich dieser Prohlema~ik

schon 1~ngstens bewusst. Die Kebag hat bereits vor 3ahren Va

ri anten für Zufahrten auf dem Schi enenwege geprüft. Diese sind

indes am Ei nverst~ndni s der Gemeinde Zuchwi 1 gescheitert. Die

Planung ein2s Celeiseanschlusses erfordert einen Erschliessungs~

plan nach § 39 BauG, und da die Anlage ebenfalls regionalen

Charakter hat, muss der Kanton den Erschll essungspl an im Nut

zungsplanverfahren gemäss § 68 8auG erlassen. Fraglich i s~
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der Zeitpunkt für die Planung und den Bau des Geleiseanschlus
ses. Die USK hat erkannt, dass wegen der Komplexität eine zeit
liche Limitierung nicht möglich ist. In den Sonderbauvorschrif
ten ist vorgesehen, dass, sobald der Kanton die planerischen
Voraussetzungen geschaffen hat, die Kebag den Anschluss späte
stens innert 3 Jahren realisieren müsse.

In Anbetracht der problematischen Verhältnisse ertragen
Planung und ßau des Geleiseanschlusses zweifelsohne keinen
Aufschub mehr. Die Frage Jedoch, ob der Erschliessungsplan
rechtskräftig oder gar der Bahnanschluss bereits erstellt sein
muss, bevor der vorliegende Gestaltungsplan beschlossen •oder
eine Baubewilligung für den 3. Ofen erteilt wird, muss nach
folgenden Gesichtspunkten abgewogen werden: Fest steht einmal,
dass mit oder ohne Bahnanschluss kein Kehricht von weitern
Gemeinden zugeführt wird, dass die Planung des Schienenweges,
wie Erfahrungen bereits gezeigt haben, nicht einfach zu bewerk
stelligen ist und dass nebst der Erschliessungsplanung auch
die Umweltverträglichkeit des Antransportes des Entsorgungs
gutes und des Abtransportes der Reststoffe nach Art. 9 USG
untersucht werden muss. Zudem fällt in Betracht, dass der vor
liegende Gestaltungsplan vorerst einmal in Rechtskraft erwach
sen muss, alsdann das Baubewilligungsverfahren durchzuführen
ist, der Bau der Ofenlinie ca. 2 Jahre dauern wird und hernach
die beiden alten Ofeneinheiten der Reihe :nach revidiert werden
müssen, was nochmals ca 2 Jahre beansprucht. Erst dann wird
die Kebag mit 3 betriebsfähigen Ofeneinheiten ausgerüstet sein.

Der Regierungsrat hat für di.e Ausarbeitung des Erschlies
sungsplanes für einen Geleiseanschluss dem Verkehrsplanungsbüro
Dr. Rapp in Basel mit Beschluss Nr. 750 vom 8. Närz 1988 bereits
einen Planungsauftrag erteilt und für die Prüfung der Erschlies
sung per Bahn eine Arbeitsgruppe mit Vertretern der Gemeinden
Zuchwil und Lucerbach eingesetzt. Planung, Ausarbeitung des
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:.• UVP-Berichtes, DurchfUhrung des Plan- und Baubewilligungsverfah

rens sowie Bau der Geleiseanlage durften nach grober Berechnung
ungefähr gleich viel Zeit in Anspruch nehmen als der Bau der
3. Ofenlinie und die Revisionsarbeiten für die alten Oefen.
Jedenfalls sollte es möglich sein, nach Vorliegen eines rechts
kräftigen Erschliessungsplanes den Geleiseanschluss schon in
nert 2 statt 3Jahren zu erstellen. Damit aber auf keinen Fall
weitere Verkehrsimmissionen trotz des Baus eines 3. Ofens ent
stehen, muss letztlich einfach vorausgesetzt werden, dass ein
3. Ofen (nebst den beiden andern Oefen) erst betrieben werden
darf, wenn der Geleiseanschluss.besteht.

• Auch nach dem Bau u~d der Inbetriebnahiae des Geleisean
schlusse werden nicht jegliche Zufuhr des Entsorgungsgutes
und jeglicher Abtransport der iZeststoffe per Lastwagen ausblei
ben. Der Verkehr aus der nähern Umgebung wickelt sich nach
wievor auf der Strasse ab. Massstab für die Zulässigkeit bil
den die Sestimmungen. der Lffrmschutzverordnung. Diese umschrei
ben, was als umweltverträglich zu bezeichnen ist. Darnach und
nach betrieblichen Gesichtspunkten richtet sich die Ausschei
dung des Strassen- und Schienenverkehrs. Zweifellos wird der
Kehricht aus jenen Regionen, welcher bereits bisher per Bahn
transportiert wurde, weiterhin mit der Bahn (über den Geleise-
anschluss) geliefert werden iaüssen. Im Interesse des Lärmschut
zes regelt im übrigen 4 6 der Sonderbauvorschriften die Sperr
zeiten für den Strassentransport und den Schienenverkehr.

Zusammenfassend. kann, was den Geleiseanschluss anbe
trifft, gesagt werden, dass der Kantoneinen Erschliessungsplan

• im ilutzungsplanve.rfahren un4.dazu einen Bericht über die Umwelt-
• . verträglichkeit des Antransportes des En.tsorgungsgutes und

• des Abtransportes der keststoffe erstellt. Sobald die.planeri
schen Voraussetzungen für den Gelei.seaqschluss vorli~gen, muss
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der Gelei seanschluss innert 2 Jahren durch die Kebag erstellt

werden. Ein 3. Ofen darf erst betrieben werden9 wenn der Ge

lei seanschluss besteht. Soweit es betrieblich sinnvoll und

umweltverträglich ist9 müssen der Antransport des Entsorgungs~

gutes und der AbLransport der Res~s~offe über den Schienenweg

erfolgen. In di esem Sinne ist § 5 der SonderbauvorschrifLen

zu ergänzen bzw. abzuändern.

Andere Lärniquellen als die Verkehrsimmissionen ergeben

kei ne unlösbaren Probleme. Nach Auffassung der USK bri ngt die

3. Ofenlinic wenn die Entsorgungsregion auf die heutige be

schränkt bleibt für den ganzen ~etrieb bezüglich Bd astung

von Luft. Boden. Abwasser und bezüglich Lagerung der Reststof~

fe und Lärm überhaupt keine grössern UmwelLeinflüsse, als dass

sie schon bestehen, Indes i sL voraussichtlich eine

sionsbelastung zu erwarLen, welche die ImmissionsgreniwerLe

nach der Luftrei nhalteverordnung erreichen oder kurzfristig

überschreiten wird. Dieser Punkt muss nach der Betriebsaufnahme

neu überprüft werden. Dessen ungeachLet wäre es wünschenswert 9

eine En~stickungsstufe einzubauen9 sobald dies machbar und

zumutbar isL.

Die Gechni schen Probleme für den Einbau einer EntsLi k~

kungsstufe sind allgemein noch nicht restlos geklärt. Der Auf~

wand ist i~i Vergleich zum Ergebnis sehr gross. Es müssen noch

weitere Erfahrungen gemacht und Verbesserungen erzielt werden,

Um aber ebenfalls dieses Problem in den Griff zu bekommen.

ist die Kebag anzuhalten9 dass sie, falls die Emissionsgrenz~

werte der Luftrei nhalteverordnung nur knapp ei ngehal ten werden,

die Emissionen vorübergehend kon ti nuierlich misst und aufzeich~

net, soweit dies technisch möglich ist, und dass sie ferner

die Anlage zur Reduktion der äO~:Emissionen einbaut, wenn der

Stand der Technik es erlaubt. Eine solche Auflage ist finan~
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zieh zumutbar, datlessungen nur in bestimmten Fallen und nicht
dauernd zu machen sind und zum Stand der Technik auch die Wirt
schaftlichkeit eines Verfahrens gehört.

Damit die Auflage allgemeine GUltigkeit erlangt, ist
sie in eineia neuen § 8 der Sonderbauvorschriften aufzunehmen.

7~e Die Entsorgung der Reststoffe (wie Schlacke, Filterasche,

Filterkuchen) hat. mit dem Gestaltungsplan fur eine 3. Ofenhi
nie direkt nichts zu tun. Sie betrifft - mit Ausnahme des Ab-
transportes - einen andern Bereich des Umweltschutzes, nämlich
die Deponierung der Abfälle. Immerhin kann der Kebag aus Sicher
heitsgrUnden zur Auflage gemacht werden, dass sie auf ihrem
Areal im Eramenspitz keine Deponte für Reststoffe (Endlager)
errichtet. Eine solche müsste übrigens im Gestaltungsplan aufge
zeichnet sein.

8.- Das alte Kamin hat nach Uebernahme des3. Ofens keine
Funktion mehr und wirkt nur störend. Es rechtfertigt sich dem
nach, von der Kebag zu verlangen, dass es in diesem Zeitpunkt
abgebrochen wird.

Deponieverbot für Reststoffe und Abbruchgebot für das
Kamin sind nicht Gegenstand allgemeingültiger Normen für die
3. Ofenl.inie, sondern lediglich Genehralgungsauflagen. Sie müs
sen daher nicht Gegenstand der Sonderbauvorschriften sein.
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III.

Die Einsprecher werfen im wesentlichen die gleichen
Probleme auf, wie sie die USK in ihrem Beurteilungsbericht
zur LIVP und zum Gestaltungsplan beleuchtet hat. Das Bau-Depar
tement hat ihnen daher im Anschluss an die Einsprachevirhand
lungen eine Zusammenfassung der Bedingungen und Auflagen für
die Genehmigung des Gestaltungsplanes bzw. der AbUnderunÖen
und Ergänzungen der Sonderbauvorschriften im Sinne der unter
Ziffer II gemachten Erwägungen unterbreitet. Die Ein~precher
haben ihre Einsprachen in der Folge zurückgezogen, zum Teil
allerdings unter bestimmten Vorbehalten:

1.- Die Gemeinde Ltiterbach hat im Schreiben vom 29. Januar
1983 unter dem Vorbehalt von zwei Aenderungen der Genehmigungs
auflagen Rückzug der Einsprache erklärt. Die Vorschläge für
diese Aenderungen, die den Einbau der Anlage zur Reduktion
der NO~-Emüsionen sowie die Deponie fUr Reststoffe auf dehl
Kebagareal betreffen, sind in den gemachten Erwägungen bereits
erfüllt. Somit gilt die Einsprache In diesen Punkten als zurück
gezogen.

2.- Die Einsprecher Priska und Jörg Sommer-Frei haben mit
Schreiben vom 22. Februar 1988 ihre Einsprache zurbckgezogen.
Sie stellen fest, dass die Vorschläge über die Aenderung der
Sorderbauvor~schrift~n ihren Begehren entspwich~n und bringen
aus diesem Grunde keine weitern Vorbehalte an.

3.- Die Gemeinde Zuchwil sowie die Einsprecherin (4. Schwarz
knüpfen dagegen an den RUckzug der Einsprachen den Vorbehalt
an, dass die neuerstellte Ofenlinie erst in Betrieb genommen
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werden dürfe, wenn der geplante Geleiseanschluss erstellt bzw.
betriebsbereit sei. Dieser Vorbehalt kann Jedoch nicht berück
sichtigt werden. Wie bereits erhellt, muss die Kebag nach dem
Bau des 3. Ofens dringendst die beiden alten Ofeneinheiten
revidieren. Der Zustand der beiden Oefen ist bedenklich. Es
kann Jederzeit, schon heute, ein Ofen für längere Zeit ausfal
len. Die Folgen eines Ausfalls wären, wie bereits erwähnt,
für die Abfallentsorgung im Kanton Solothurn und im Oberaargau
gravierend. Deponiemöglichkeicen sind äusserst beschränkt vor
handen.

Sobald der 3. Ofen gebaut ist, wird die Kebag auf ihn
angewiesen sein, einmal für Notfälle und sodann für die Zeit
der Revision der alten Oefen. Während dieser Revisionsarbeiten
kann klarerweise nicht nur ein Ofen betrieben werden. Damit
wegen der grössern Leistungsfähigkeit des 3. Ofens keine zu
sätzliche Belastung eintritt, wie dies offensichtlich befürch
tet wird, kann die diesbezügliche Aenderung von § 5 der Sonder
bauvorschriften noch stärker eingeschränkt werden. Es kann
ohne weiteres die Bestimmung aufgenommen werden, dass, solange
kein Geleiseanschluss besteht, der 3. Ofen nur in Notfällen,
nur während der Revision der alten Oefen und nur in (Jrafange
der Leistungskapazität eines alten Ofens betrieben werden darf.
Dergestalt bleibt der bestehende Status erhalten und der Sinn
des Vorbehaltes der Gemeinde Zuchwil und von Frau Schwarz ist
erfüllt.

Zu dieser weitern Einschränkung von § 5 der Sonderbau
vorschriften haben an der Einspracheverhandlung vom 24. tiärz
1988 die Vertreter des Gemeinderates von Zuchwil, Frau Schwarz
und ihr Parteivertreter ihr Einverständnis erklärt. Folglich
können die Einsprachen von Zuchwil und von Frau Schwarz als
zurückgezogen angesehen werden, da sie gegenstandlos sind.
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4.- Die ATEL hat bezUglich des Grenzabstandes wit der Ke
tag eine vertragliche Einigung getroffen. Aufgrund dieser Eini
gung hat sie am 23. Februar 1988 RUckzug der Einsprache erklärt.

Da folglich Ober keine Einsprachen gegen die Planauflage
mehr zu entscheiden ist, kann der Gestaltungsplan fUr die 3.
Ofenlfnie der Kebag direkt vom Regierungsrat genehr~iigt werden.

GestUtzt auf § 69 13auG wird

beschlossen:

1. Es wird festgestellt, dass allfällige Vorschriften und
Gebote Ober die Abfallverminderung, das Recycling und
die ICo~apostierung der Abfälle unter dem Vorbehalt der
Vorsäliriften des Bundes im Rahmen des kantonalen Ent
sorgungskonzeptes gemäss § 1 der Sonderbauvorschriften
erfolgen.

II. Der Gestaltungsplan fUr die 3. Ofenlinie wird unter
folgenden Bedingungen und Auf lä~n ~enehmigt:

1. Die Entsorgung durch die Kebag bleibt grundsätzlich
auf das heute besühende Einzügsgebiet beschränkt.
Eine allfällige Redtrn~nsionierung der Region wird
fm Rahmen de~ kahtorfalen Entsorgungskonzeptes geprUft.

ZZLIr Sicherstellunü der Entsorgung wird die vorUber

gehende, gegenseitige Aushilfe böiStörungen und
Entsorgungsengpässen zwischen der Kebag und den Nach
baranl aüen vorbehal ten.

§ 1 der Sonderbauvorschriften wird mit dieser Auflage
ergänzt.
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2. Der Kanton erstellt fUr einen Geleiseanschluss der
Kebag einen Erschliessungsplan im Ilutzungsplanverfah
ren und dazu einen Bericht Uber die Umweltverträg
lichkeit des Antransportes des Entsorgungsgutes und
des Abtransportes der Reststoffe nach Art. 9 USG.

Sobald die planerischen Voraussetzungen fUr den Ge
• leiseanschluss vorliegen, muss der Geleiseanschluss

innert 2 .Jahren durch die Kebag realisiert werden.
Ein 3. Ofen darf erst betrieben werden, wenn der
Geleiseanschluss fUr den An- und Abtransport erstellt
ist. Vorher darf der neuerstellte 3. Ofen nui‘ in
Notfällen, nur während der Revision der alten Oefen
und nur im iiuirang der Leistungskapazität eines alten
Ofens in Betrieb gesetzt werden. Soweit es betrieb
lich sinnvoll und umweltverträälich ist, mUssen der
Antranflort des Entsorgungsgutes und der Abtransport
der Resistoffe Uber den Schienenweg erfolgen.

§ 5 der Sonderbauvorschriften wird in diesem Sinne
ergänzt bzw. abgeändert.

3. FUr den Planungsauftrag des Geleiseanschlusses an
das PlanungsbUro Dr. Rapp in Basel gilt der Regie
rungsratsbeschluss Hr. 760 vom 8. 4ärz 1988.

4. Falls die Emissionsgrenzwerte der Luftreinhaltever
ordnung nur kna~p eingehalten werden, ist die Kebag
verpflichtet, soweit technisch möglich, die entspre
chenden Emissionen vorUbergehend kontinuierlich zu
messen •und aufzuzeichnen.

Eine Anlagö zur Reduktion der NI~~Emissionen ist
einzubauen, wenn der Stand der Technik es erlaubt.
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Die Sonderbauvorschriften werden mit dieser Auflage
in einem neuen § 8 ergänzt.

5~ Die Kebag darf auf ihrem Areal im Emmenspitz keine
Deponie fUr Reststoffe (Endlager) errichten.

6. Das alte Kamin ist nach der Ueb~rnahme des 3. Ofens
abzubrechen.

III. Die Kebag wird eingeladen, dem Bau-Departement je 6
Exem~1are des Gestaltungsplanes und der im Sinne der
Erwägungen abgeänderten und ergänztön Sonderbauvorschrif
ten zur Anbringung des Genehmigungsvermerkes zuzustellen.

-t

.1V. Die Kosten des Planverfahrens (Verwaltungs- und Publika
tionskostän) trägt di& Kebag~ HiefUr wird ihr gesondert
Rechnung gestellt.

Gegen diesen Beschluss können die 1er1ieinder$te von Zuchwil und
von Luterbach gemäss § 69 8auG innert 30 Tagen Beschwerde beim
Kantonsrat fuhren.

Der Staatsschreiber:

lkt. h~~~Uj~S

Verteiler siehe Seite 20
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Verteiler:

- Bau-Departement (2) HF/Fur
- Rechtsdienst Bau-Departement 1-IF
- Kant. Amt für Wasserwirtschaft, ~iit gen. Plan und SBV (werden

später zugestellt)
- Kant. Amt für Rauinplanung; mit gen. Plan und SBV (werden

später zugestellt)
- Kant. Ui~iwel~schutzkom~~iission, Volkswirtschaf~s-Departement;

i~it gen. Plan und S~3V (werden späcer zugestellt)
- Kebag A~, EL~wenspitz, 4528 Zuchwil, mit gen. Plan und SBV

(werden später zugestellt)
- AmmannawL der Einwohnergemeinde, 4528 Zuchwil, iA~~ gen. Plan

und SBV (werden später zugestellt) EIi~SCHREI8Ei‘4
- Amraannamc der Einwohnergeneinde, 4708 LüTirbach mit gen.

Plan und SBV (werden später zugestellt) EINSCHREIBEN
- ATEL, A~re-Tessin Aktiengesellschaft für ElektrizItät,

4600 Olten EINSCHREIBEN
- Frau Margrit Schwarz, Luterbachstr. 48, 4528 Zuchwil

EI N S C H REl 3 E N
- Jörg und Priska Sommer-Frei, Unterführungsstrasse 24,

4708 Luterbach EINSCHREIBEN

- Amtsblatt: Publikation folgenden Textes: Der Gestaltungsplan
für die 3. Ofenlinie der Kebag AG wird ~it Bedin
gungen und Auflagen genehmigt.



BAU-DEPARTEMENT DES KANTONS SOLOTHURN

Kantonaler Gestaltungsplan gemäss § 68 BauG für die
KEHRICHTVERBRENNUNGSANLAGE EMMENSPITZ ZUCHWIL (KEBAG)

Sonderbauvorschriften

§ 1: Nutzung

Es sind Bauten und Anlagen der KEBAG zulässig, die der
Entsorgung (Beseitigung) und der Verwertung der nachfolgend
aufgeführten Abfälle und der Behandlung und Verwertung
ihrer Reststoffe dienen:

- Siedlungsabfälle (Haushalt- und Gartenabfälle und ihnen
verwandte Abfälle aus Verwaltung, Industrie und Gewerbe),

- Rechengut und Klärschlämme aus Abwasserreinigungsanlagen,

- Oelabfälle, Emulsionen und Oelschlämme

sowie zusätzliche vom Kanton speziell zugewiesene
Abfallstoffe.

Die Vollzugsaufgaben, die der Kanton nach Art. 31
Umweltschutzgesetz der KEBAG übertragen kann, und das
Entsorgungsgebiet der KEBAG werden in einem separaten
Leistungsauftrag des Kantons an die KEBAG festgesetzt,
sobald ein den ganzen Abfallbereich betreffendes
Entsorgungskonzept des Kantons vorliegt.

Die Entsorgung durch die KEBAG bleibt grundsätzlich auf
das heute bestehende Einzugsgebiet beschränkt. Eine
alifällige Redimensionierung der Region wird im Rahmen
des kantonalen Entsorgungskonzeptes geprüft. Zur
Sicherstellung der Entsorgung wird die vorübergehende,
gegenseitige Aushilfe bei Störungen und Entsorgungseng
pässen zwischen der KEBAG und den Nachbaranlagen
vorbehalten.

§ 2: Hochbauten

Das Areal des Gestaltungsplanes darf nur innerhalb der
im Plan ausgewiesenen Flächen und Gebäudehöhenlinien
überbaut werden. Dabei können im Baubewilligungsverfahren
Ueberschreitungen in Länge, Breite und Höhe von maximal
200 cm gestattet werden.

Amt ~ür Raurnp~aflUflg

~MA~19~





Die Gebäudehöhen werden bis zur oberen Begrenzung des
Daches gemessen. Zusätzliche, technisch bedingte
Dachaufbauten wie Entlüftungs-, Abdampf— und Notkamine,
Sicherheitsventile, Lufkühler, Elektrofiltertrafos usw.
sind gestattet.

Gestaltung und Farbgebung der Fassaden werden im
Baubewilligungsverfahren festgelegt.

§ 3: Grenzabstand

Gegenüber GB Nr. 1720 wird der Grenzabstand unterschritten.
Der Wirkungsbereich des 10 Meter-Abstandes ist bei der
Begrenzung des Gestaltungsplanes berücksichtigt.

§ 4: Verkehrsflächen und Umgebung

Die Umgebungsgestaltung inkl. Verkehrsflächen ist gemäss
Ges taltungsplan auszuführen. Im Baubewiligungsverfahren
können zudem Auflagen und Bedingungen bezüglich Bepflanzung
gemacht werden.

§ 5: Zu— und Wegfahrt

Die Zu- und Wegfahrt für den Strassentransport ist im
Gestaltungsplan verbindlich festgelegt. Ein
Geleiseanschluss wird durch den Kanton in einem separaten
Nut zungsplanverfahren geplant.
Sobald die planerischen Voraussetzungen für den
Geleiseanschluss vorliegen, muss der Geleiseanschluss
innert 2 Jahren durch die KEBAG realisiert werden. Ein
3. Ofen darf erst betrieben werden, wenn der Geleisean
schluss für den An- und Abtransport erstellt ist. Vorher
darf der neuerstellte 3. Ofen nur in Notfällen, nur während
der Revision der alten Oefen und nur im Umfang der
Leistungskapazität eines alten Ofens in Betrieb gesetzt
werden. Soweit es betrieblich sinnvoll und -

umweltverträglich ist, müssen der Antransport des
Entsorgungsgutes und der Abtransport der Reststoffe über
den Schienenweg erfolgen.

§ 6: Sperrzeiten

Für den Strassentransport des Entsorgungsgutes gelten
folgende Sperrzeiten:

- Werktags (inkl. kantonale Feiertage) zwischen 18.00
und 06.00 Uhr.

- Samstag ab 12.00 Uhr
- Sonntag durchgehend
- eidgenössische Feiertage durchgehend





In besonderen F.illen, insbesondere bei Störf~llen, kann
das kantonale WWA Ausnahmen von den Sperrzeiten
bewilligen.Für den Schienenverkehr gelten mit Ausnahme
der Sonn- und eidg. Feiertage keine Sperrzeiten.

§ 7: Geringfügige Abweichungen

Im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens kann von den
vorliegenden Sonderbauvorschriften geringfügig abgewichen
werden.

S 8: Luftreinhaltung

Falls die Emissionsgrenzwerte der Luftreinhalteverordnung
nur knapp eingehalten werden, ist die KEBAG verpflichtet,
soweit technisch möglich, die entsprechenden Emissionen
vorübergehend kontinuierlich zu messen und aufzuzeichnen.

Eine Anlage zur Reduktion der NO -Emissionen ist
einzubauen, wenn der Stand der T~chnik es erlaubt.

Oeffentliche Auflage durch das Baudepartement:

Genehmigungsvermerk Regierungsrat:

Vom Regierungsrat durch heutigen
Beschluss Nr. /Z ~ 2. genehmigt.

Solothurn, den ‚‘14‘ ~ 19~
Der Staatsschreiber




